es 


Preußiſche Geſetzzaammlung 


1926 Ausgegeben zu Berlin, den 30. Januar 1926 | Nr. 4 


Tag Inhalt: Seite 

8. 1. 26 Geſetz über das Verfahren bei Volksbegehren und Volksentſcheide a 57j 21 
23. 1.26 Verordnung zur Ausführung des Geſetzes über das Verfahren bei Volksbegehren und Volksentſcheiden (Landes- 
abſtimmungsordnungy——L—lꝓœ ̃ꝛ- ĩꝑꝑꝑ̃i „ 

Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw. 40 


(Nr. 13048.) Geſetz über das Verfahren bei Volksbegehren und Volksentſcheiden. Vom 8. Januar 1926. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


J. Volksbegehren. 


8 

Stimmberechtigte (Artikel 4 der Verfaſſung), die ein Volksbegehren nach Artikel 6 der Verfaſſung 
ſtellen wollen, haben ſich in Liſten einzutragen, die von den Gemeindebehörden auszulegen ſind, 
nachdem die Auslegung zugelaſſen iſt. 

. § 2. 

(1) Der Antrag auf Zulaſſung der Liſtenauslegung iſt ſchriftlich an den Miniſter des Innern 
zu richten. Er bedarf der Unterſchrift von mindeſtens fünftauſend Stimmberechtigten im Falle 
des Artikels 6 Abſ. 1 Nr. 2, von mindeſtens zwanzigtauſend Stimmberechtigten im Falle des 
Artikels 6 Abſ. 1 Nr. 1 und 3 der Verfaſſung. Dabei iſt das Stimmrecht der Unterzeichner des 
Antrags durch eine Beſtätigung der Gemeindebehörde ihres Wohnorts nachzuweiſen. 5 

(2) Von der Beibringung der Unterſchrift der Stimmberechtigten kann abgeſehen werden, wenn 
der Vorſtand einer Vereinigung den Antrag ſtellt und glaubhaft macht, daß ihn hunderttauſend 
der ſtimmberechtigten Mitglieder unterſtützen. 

(3) In dem Antrage ſoll ein Vertrauensmann und ein Stellvertreter für dieſen bezeichnet werden, 
die zur Entgegennahme von Mitteilungen und Entſcheidungen der Behörden bevollmächtigt ſind. 
Fehlt dieſe Bezeichnung, ſo gilt der erſte Unterzeichner als Vertrauensmann, der zweite als ſein 
Stellvertreter. 5 8 

(4) Erklärt bei einem Antrage gemäß Abſ. 1 mehr als die Hälfte der Unterzeichner, bei einem 
Antrage gemäß Abſ. 2 der Vorſtand der Vereinigung ſchriftlich, daß der Vertrauensmann oder 
ſein Stellvertreter durch einen anderen erſetzt werden ſoll, ſo tritt dieſer an die Stelle der früheren 
Vertrauensperſon, ſobald die Erklärung dem Miniſter des Innern zugegangen iſt. 


§ 3. N 
In den Fällen des Artikels 6 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 der Verfaſſung muß der Antrag den aus— 
gearbeiteten Geſetzentwurf enthalten. Die Zulaſſung iſt zu verſagen, wenn einem ſachlich gleichen 
Antrag im Laufe des letzten Jahres ſtattgegeben iſt oder wenn der Geſetzentwurf ein Rechtsgebiet 
betrifft, das nach den Beſtimmungen der Reichsverfaſſung nicht zur geſetzgeberiſchen Zuſtändigkeit 
der Länder gehört. 
9 4. N 
Die Zulaſſung kann in den Fällen des Artikels 6 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 der Verfaſſung bis auf 
die Dauer von ſechs, in den Fällen der Nr. 3 daſelbſt bis auf die Dauer von drei Monaten 
ausgeſetzt werden, wenn anzunehmen iſt, daß in dieſer Friſt das Volksbegehren ſeine anderweite 
Erledigung findet. 


N 
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8 5. 


(1) Der Minifter des Innern prüft, ob die Vorausſetzungen der S$ 1 bis 3 erfüllt ſind. Er 


entſcheidet über den Antrag auf Zulaſſung und teilt ſeine Entſcheidung dem Vertrauensmann oder 
deſſen Stellvertreter (§ 2 Abſ. 3) mit. 


(2) Den Vertrauensperſonen ſteht das Recht zu, gegenüber einer die Zulaſſung ablehnenden 
Entſcheidung binnen vier Wochen nach Zugang der Mitteilung durch eine beim Miniſter des Innern 
anzubringende Beſchwerde die Entſcheidung des Staatsgerichtshofs anzurufen. 


98 6. 
9) Wird dem Antrage ſtattgegeben, jo gibt der Miniſter des Innern die Zulaſſung der 
Liſtenauslegung unter inhaltlicher Angabe des Gegenſtandes des Volksbegehrens und unter Mit. 
teilung des Namens und der Anſchrift der Vertrauensperſonen im Staatsanzeiger bekannt. 


(2) Der Antrag kann bis zu dieſer Veröffentlichung durch eine an den Minifter des Innern 
zu richtende Erklärung der Unterzeichner ($ 2 Abſ. 1) oder des Vorſtandes der Vereinigung ($ 2 Abſ. 2) 
geändert oder zurückgenommen werden. 


(3) Im Falle des § 2 Abf. 1 gilt die Zurücknahme als erfolgt, wenn ein Viertel der Zahl 
der Unterzeichner die Unterſchrift zurückzieht und die Zahl der verbleibenden Unterzeichner hinter 
der Mindeſtzahl des § 2 Abſ. 1 zurückbleibt. 

§ 7. 
(1) Die Beſchaffung der Eintragungsliſten und ihre Verſendung iſt Sache derjenigen, die 
das Volksbegehren verfolgen. Rz ; 

(2) Die Gemeindebehörden find verpflichtet, ordnungsmäßige Eintragungsliſten innerhalb von 
ſechs Wochen nach der Veröffentlichung im Staatsanzeiger entgegenzunehmen und während der 
fünften und ſechſten Woche nach der Veröffentlichung innerhalb der üblichen Amtsſtunden oder zu 
anderen mit den Antragſtellern oder ihren Beauftragten zu vereinbarenden Tageszeiten und an 
Sonntagen zu beſonders feſtzuſetzenden Stunden Eintragungsberechtigte zur Eintragung in die 
Liſten zuzulaſſen. IT 


(3) Der Minifter des Innern kann in einzelnen Fällen die Friſten des Abſ. 2 verlängern. 


88. 
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(1) Eintragungsberechtigt ift, wer am Tage der Eintragung ſtimmberechtigt zum Landtag iſt. 


(2) Zur Eintragung zuzulaſſen iſt nur ein Berechtigter, der 

a) bei Beginn der Eintragungsfriſt in der Gemeinde ſeinen Wohnort hat, und zwar, 
ſofern ihm ein Eintragungſchein erteilt iſt, gegen deſſen Rückgabe, oder 

b) einen Eintragungſchein übergibt. 


9 9. 

Einen Eintragungſchein ſtellt die Gemeindebehörde des Wohnorts auf Antrag nach Ver⸗ 
öffentlichung der Zulaſſung der Liſtenauslegung bis zum Beginne der Eintragungsfriſt demjenigen 
Eintragungsberechtigten aus, der glaubhaft macht, daß er während der Eintragungsfriſt ſeinen 
Wohnort in einen anderen Gemeindebezirk verlegen oder daß er ſich aus zwingenden Gründen 
während dieſer Friſt außerhalb des Gemeindebezirkes aufhalten wird. 


8 10. 


(1) Gegen die Ablehnung der Entgegennahme von Eintragungsliſten ſteht den Vertrauens- 


perſonen oder ihren Beauftragten, gegen die Ablehnung der Zulaſſung zur Eintragung und gegen 
die Verſagung eines Eintragungſcheins dem Betroffenen der Einſpruch zu. Der Einſpruch iſt 
binnen drei Tagen bei der Gemeindebehörde anzubringen; über rechtzeitig eingegangene Einſprüche, 
denen die Gemeindebehörde nicht alsbald ſtattgibt, entſcheidet die unterſte Aufſichtsbehörde innerhalb 
einer Woche endgültig. war Be 
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(2) Ergeht eine dem Einſpruche ſtattgebende Entſcheidung erſt während oder nach Ablauf der 
Eintragungsfriſt, ſo iſt die Eintragungsliſte, deren Entgegennahme abgelehnt war, entſprechend länger 
zur allgemeinen Eintragung auszulegen oder der Eintragungsberechtigte entſprechend länger zur 
Eintragung zuzulaſſen. In einem während der Eintragungsfriſt auf Einſpruch erteilten Eintragung⸗ 
ſchein iſt der Zeitpunkt, bis zu dem die Eintragung zuläſſig iſt, zu vermerken. 


§ 11. 
(1) Die Eintragung geſchieht eigenhändig. 
(2) Erklärt ein Eintragungsberechtigter, daß er nicht ſchreiben könne, ſo iſt die Eintragung 
von Amts wegen unter Vermerk dieſer Erklärung zu bewirken. 


9 12. 
Ungültig ſind Eintragungen, die N 
1. die Perſon des Eintragenden nicht zweifelfrei erkennen laſſen, 
2. von nicht eintragungsberechtigten Perſonen herrühren, 
3. nicht in vorſchriftsmäßige Eintragungsliſten gemacht ſind. 


§ 13. 

(1) Nach Ablauf der Eintragungsfriſt und, falls Eintragungsliſten erſt nach Beginn der Friſt 
auf Einſpruch entgegengenommen find ($ 10 Abſ. 2), nach Ablauf der Nachfriſt ſchließen die 
Gemeindebehörden die Eintragungsliſten ab und ſenden ſie unverzüglich an die Vertrauensperſonen 
oder ihre Beauftragten ab. 

(2) Nach Ablauf der Eintragungs⸗ oder Nachfriſt auf Einſpruch zugelaſſene Eintragungs⸗ 
berechtigte haben ihre Eintragung in einem Nachtrage zur Eintragungsliſte zu bewirken; Abf. 1 
findet auf die Nachtragsliſte Anwendung. 

(3) Die Vertrauensperſonen oder ihre Beauftragten haben die Liſten geordnet innerhalb von 
acht Wochen nach Ablauf der Friſten des § 7 Abſ. 2 und 3 dem Landeswahlleiter ($ 8 des 
Landeswahlgeſetzes) zur Weitergabe an das Staatsminiſterium einzureichen. Verſpätet eingehende 
Liſten bleiben unberückſichtigt. 


§ 14. 
(1) Der Landeswahlausſchuß ($ 25 des Landeswahlgeſetzes) ſtellt die Geſamtſumme der 
rechtzeitig geſchehenen gültigen Eintragungen feſt. 
(2) Das Staatsminiſterium prüft, ob das Volksbegehren rechtswirkſam zuſtande gekommen iſt. 


() Als Zahl aller Stimmberechtigten iſt die bei der letzten allgemeinen Wahl oder 
Abſtimmung im Lande amtlich ermittelte Zahl maßgebend. 


8 15. 
5 Das Staatsminiſterium veröffentlicht feine Feſtſtellung im Staatsanzeiger, teilt ſie dem 
Dräfidenten des Staatsrats und den Vertrauensperſonen ($ 2 Abſ. 3) mit und unterbreitet das 
Volksbegehren unter Darlegung ſeiner Stellungnahme unverzüglich dem Landtage. 


§ 16. 

0) Das Wahlprüfungsgericht beim Landtag entſcheidet auf Beſchwerde des Vertrauensmanns 
oder ſeines Stellvertreters ($ 2 Abſ. 3) endgültig über die Rechtswirkſamkeit des Volksbegehrens, 
wenn das Staatsminiſterium ſie verneint hat. 

(Le) Die Beſchwerde iſt innerhalb von vier Wochen nach Zugang der Mitteilung ($ 15) beim 
Miniſter des Innern einzureichen. 


et a 


II. Volksentſcheid. 


912 
Ein Verfahren zur Herbeiführung eines Volksentſcheids iſt vom Staatsminiſterium unverzüglich 
einzuleiten und durchzuführen: g 

1. wenn einem rechtswirkſamen Volksbegehren vom Landtag und im Falle des Artikels 6 
Abſ. 1 Nr. 3 der Verfaſſung innerhalb eines Monats ſeit feiner Unterbreitung (§ 15) 
vom Landtag oder dem im Artikel 14 Abſ. 1 Satz 1 der Verfaſſung bezeichneten Aus- 
ſchuſſe nicht entſprochen worden iſt; 

2. wenn aus Anlaß eines Beſchluſſes des Staatsrats auf Herbeiführung eines Volksent⸗ 
ſcheids über die Auflöſung des Landtags (Artikel 14 Abſ. 1 Satz 2 der Verfaſſung) 
der Landtag oder der im Artikel 14 Abſ. 1 Satz 1 der Verfaſſung bezeichnete Ausſchuß 
innerhalb eines Monats, nachdem das Staatsminiſterium dem Landtage den Beſchluß 
des Staatsrats vorgelegt hat, die Auflöſung des Landtags nicht beſchloſſen hat; 

3. wenn der Landtag die Herbeiführung eines Volksentſcheids zur Beſtätigung eines nicht 
verfaſſungändernden Geſetzes beſchloſſen hat, das nach Einſpruch des Staatsrats bei 
nochmaliger Beſchlußfaſſung im Landtage nur eine einfache, nicht eine Zweidrittelmehrheit 
gefunden hat (Artikel 42 Abſ. 3 der Verfaſſung). 


§ 18. 

(4) Das Staatsminiſterium entſcheidet im Falle des § 17 Nr. 1, ob dem Volksbegehren ent⸗ 
ſprochen iſt. Der Miniſter des Innern teilt die Entſcheidung dem Vertrauensmann oder ſeinem 
Stellvertreter ($ 2 Abſ. 3) mit. 

(2) Den Vertrauensperſonen ſteht gegenüber einer Entſcheidung, daß dem Begehren entſprochen 
ſei, das Recht zu, durch eine binnen vier Wochen nach Zugang der Mitteilung beim Miniſter des 
Innern anzubringende Beſchwerde die Entſcheidung des Staatsgerichtshofs anzurufen. 


919. 
(1) Gegenſtand des Volksentſcheids iſt: 
1. im Falle des § 17 Nr. 1, 

a) wenn es ſich um ein Volksbegehren nach Artikel 6 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 der Ver⸗ 
faſſung handelt, das begehrte Geſetz und, falls der Landtag aus Anlaß des 
Begehrens ein abweichendes Geſetz beſchloſſen hat, die Frage, ob das begehrte an 
die Stelle des beſchloſſenen Geſetzes treten ſoll, 

p) wenn es ſich um ein Volksbegehren nach Artikel 6 Abſ. 1 Nr. 3 der Verfaſſung 
handelt, die Auflöſung des Landtags; 

2. im Falle des § 17 Nr. 2 die Auflöſung des Landtags; 
3. im Falle des § 17 Nr. 3 das vom Landtage beſchloſſene Geſetz. 

(2) Haben mehrere Volksbegehren nach Artikel 6 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 der Verfaſſung über 
denſelben Gegenſtand dem Landtage vorgelegen und hat der Landtag einem der Begehren entſprochen, 
ſo iſt für jeden der anderen begehrten Geſetzentwürfe die Frage dem Volksentſcheide zu unterbreiten, 
ob er an die Stelle des vom Landtag auf das erſte Begehren beſchloſſenen Geſetzes treten Toll, 


$ 20. 

(1) Das Staatsminiſterium beſtimmt den Abſtimmungstag und veröffentlicht ihn ſowie den 
Gegenſtand des Volksentſcheids und den Aufdruck des Stimmzettels im Staatsanzeiger. Der 
Miniſter des Innern ſorgt für ausreichende weitere Veröffentlichung. 

(2) Die Stimmzettel werden amtlich hergeſtellt. 


1 


Die Vorſchriften des Landes wahlgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 1 
28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) über das Wahlrecht 58 1 bis 3 und § 14, die Wähler⸗ 
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verzeichniſſe SS 11 und 13, die Wahlſcheine § 12, die Wahlkreiseinteilung § 7, die Bildung von 
Wahlbezirken § 9, die Ernennung des Landeswahlleiters § 8, der Kreiswahlleiter $ 15 Abſ. 1 
und der Wahlvorſteher § 10 Abſ. 1, die Bildung des Landeswahlausſchuſſes $ 23 Abſ. 1, der 
Kreiswahlausſchüſſe § 21 Abſ. 1 und der Wahlvorſtände § 10 Abſ. 2 und 3, die Wahlhandlung 
und Ermittlung des Wahlergebniſſes SS 26 bis 28, die Nach- und Wiederholungswahl $ 36 Abſ. 1 
und § 37 und die Wahlehrenämter $$ 38 bis 40 finden auf das Verfahren bei Volksentſcheiden 
entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus dieſem Geſetz etwas anderes ergibt. 


§ 22. 

(1) Die Stimme lautet nur auf „Ja“! oder „Nein“; Zuſätze find unzuläſſig. 

(2) Ungültig ſind Stimmzettel, 

1. die nicht in einem amtlich geſtempelten Umſchlag oder die in einem mit Kennzeichen 
verſehenen Umſchlag übergeben worden ſind, 

2. denen ein durch den Umſchlag deutlich fühlbarer Gegenſtand beigefügt iſt, 

3. die als nicht amtlich hergeſtellte erkennbar ſind, 

4. die keine Eintragung enthalten, 

5. die außer dem Worte „Ja“ oder „Nein“ einen Zuſatz enthalten, 

6. die mit einem Kennzeichen verſehen ſind, 

7. aus deren Inhalt der Wille des Abſtimmenden nicht unzweifelhaft zu erkennen iſt. 

(3) Mehrere in einem Umſchlag enthaltene Stimmzettel gelten als eine Stimme, wenn ſie 
gleichlautend find oder wenn nur einer von ihnen eine Eintragung enthält; anderenfalls find ſie 
ungültig. N 

§ 23. 

(1) Der Landeswahlausſchuß ſtellt das Geſamtergebnis der Abſtimmung feſt. 

(2) Bei Gleichheit der Stimmen für die Bejahung und Verneinung einer Frage gilt die 
Frage als verneint. Bei Gleichheit der Stimmen für die Bejahung zweier Fragen entſcheidet in 
den Fällen, in denen es zur Rechtswirkſamkeit des Volksentſcheids nicht der Zuſtimmung der 
Mehrheit der Stimmberechtigten bedarf, das Los, das der Landeswahlleiter zieht. 

(3) Alsdann prüft das Wahlprüfungsgericht beim Lendtage das Abſtimmungsergebnis. 


§ 24. 
Nach Abſchluß des Prüfungsverfahrens veröffentlicht der Miniſter des Innern das Ab— 
ſtimmungsergebnis unverzüglich im Staatsanzeiger. 


e § 25. 

() Ein durch Volksentſcheid zuſtande gekommenes Geſetz iſt vom Staatsminiſterium zu voll- 
ziehen und ſpäteſtens innerhalb eines Monats nach Abſchluß des Prüfungsverfahrens ($ 23 Abf. 3) 
mit dem Hinweiſe zu verkünden, daß das Geſetz durch Volsentſcheid beſchloſſen worden iſt 
(Artikel 60, 61 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 3 der Verfaſſung). 5 

e) Im Falle eines Volksentſcheids auf Auflöſung des Landtags gilt die Auflöſung mit der 
Veröffentlichung gemäß § 24 als erfolgt. 


III. Schlußbeſtimmungen. 


$ 26. 

Die Koſten der Herſtellung der Eintragungsliften und ihrer Verſendung an die Gemeinde- 
behörden fallen den Antragſtellern zur Laſt. Für die Verteilung der übrigen Koſten des Eintragungs⸗ 
verfahrens und der Koſten des Abſtimmungsverfahrens gelten die Vorſchriften des Landeswahl⸗ 
geſetzes SS 41 und 42 entſprechend. 
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8 27. 
() Der Minifter des Innern erläßt die Beſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes. 


(2) Die Ausführungsbeſtimmungen können für das Eintragungs- und Abſtimmungsverfahren 
die Ausübung des Stimmrechts durch Seeleute in deutſchen Häfen ſowie die Abſtimmung in 
Kranken- und Pflegeanſtalten anderweitig regeln. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 8. Januar 1926. 


Giegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


(Nr. 13049.) Verordnung zur Ausführung des Geſetzes über das Verfahren bei Volksbegehren und Volks⸗ 
entſcheiden (Landesabſtimmungsordnung). Vom 23. Januar 1926. 


Auf Grund des § 27 des Geſetzes über das Verfahren bei Volksbegehren und Volksentſcheiden vom 
8. Januar 1926 (Geſetzſamml. S. 21) wird hiermit verordnet: 


Landesabſtimmungsordnung. 
Aberſicht: 
A. Verfahren bei Volksbegehren: 
I. Zulaſſungsverfahren. 
1. Antrag und Unterſchriftsbogen (SS 1 bis 3). 


2. Antrag von Vereinigungen (§ 4). 
3. Behandlung des Antrags (§§ 5 und 6). 
II. Eintragungsverfahren. i 
. Eintragungsliften ($$ 7 bis 9). 
. Eintragungsfuift (§S§ 10 und 11). 
. Eintragungsräume ($ 12). 
„Bekanntmachung der Gemeindebehörde ($ 13). 
„Einſpruchsverfahren bei Ablehnung der Liſtenauslegung (§ 14). 
Zulaſſung zur Eintragung (§ 15). 
Eintragungſchein ($ 16). 
Inhalt der Eintragung ($ 17). 
. Einfpruchsverfahren bei Verſagung der Zulaſſung zur Eintragung und bei Verfagung eines 
Eintragungſcheins (§ 18). 
10. Abſchluß der Eintragungsliſten (§ 19). 
III. Vorlegungsverfahren. 
1. Einreichung der Eintragungsliſten ($ 20). 
2. Feſtſtellung des Ergebniſſes, 
» des Eintragungsverfahrens ($ 21), 
» der Rechtswirkſamkeit des Begehrens ($ 22). 


B. Verfahren bei Volksentſcheiden: 


. Feftftellung der Nichterfüllung eines Volksbegehrens ($ 23). 

Bekanntmachung über das Verfahren (§ 24). 

. Abftimmungsvorbereitungen ($$ 25 und 26). 

Stimmabgabe ($ 27). b 

. Ermittlung des Abſtimmungsergebniſſes (§§ 28 bis 30). f 

„Nach- und Wiederholungsabſtimmungen, Verbindung von Abſtimmungen und Wahlen ($ 31). 


C. Schlußbeſtimmung G 32). 
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A. Verfahren bei Volksbegehren. 
J. Zulaſſungsverfahren. 
1. Antrag und Anterſchriſtsbogen. 
81 


(1) Der an den Miniſter des Innern ſchriftlich zu richtende Antrag auf Zulaſſung der Auslegung von 
Eintragungsliſten für ein Volksbegehren muß, ſofern er nicht von dem Vorſtand einer Vereinigung unter der 
im § 2 Abſ. 2 des Geſetzes angegebenen Glaubhaftmachung geſtellt wird — vgl. § 4 dieſer Verordnung —, 
bei einem Begehren auf Erlaß, Anderung oder Aufhebung eines nicht verfaſſungändernden Geſetzes die Unter- 
ſchrift von 5 000 Stimmberechtigten, bei einem Begehren auf Auflöſung des Landtags oder Anderung der 
Verfaſſung die Unterſchrift von 20 000 Stimmberechtigten tragen. 

(2) Die Unterſchriften find auf Unterſchriftsbogen in Größe 210: 297 mm nach dem in der Anlage 8 
beigefügten Vordruck abzugeben. Jeder Anterſchriftsbogen ſoll am Kopfe den Antrag unter genauer Angabe 
des Gegenſtandes des Begehrens enthalten. Werden für die Unterſchriften mehrere Bogen zuſammengeheftet, 
ſo genügt es, wenn Antrag und Gegenſtand des Begehrens einmal am Anfange ſtehen. Auf einer Seite des 
Unterſchriftsblattes ſollen nicht mehr als zwanzig Unterſchriften ſtehen. Die Unterſchriften ſind innerhalb eines 
Bogens oder eines Heftes mit fortlaufenden Zahlen zu verſehen. 


(3) Bei der Unterſchrift find Vor- und Zuname, Beruf oder Gewerbe ſowie die Wohnung anzugeben. 
Die Eintragungen ſind ſämtlich (auch die laufenden Nummern) von den Unterzeichnern eigenhändig und leſerlich 
zu bewirken. 


(4) Sind in dem Antrag ein Vertrauensmann und ſein Stellvertreter nicht ausdrücklich benannt (§ 2 
Abf. 3 des Geſetzes), fo gilt der erſte Unterzeichner auf dem Unterſchriftsbogen oder Unterſchriftshefte mit der 
Nr. 1 ($ 3 dieſer Verordnung) als Vertrauensmann und der zweite als fein Stellvertreter. 


(5) Bei Begehren auf Erlaß, Anderung oder Aufhebung eines Geſetzes und auf Anderung der Ver⸗ 
faſſung iſt der ausgearbeitete Geſetzentwurf in den Text des Antrags aufzunehmen; wenn der 1299 ohne 
die Unterſchriften jedoch infolgedeſſen den Raum von zwei Druckſeiten überſchreiten würde, genügt es, den Ge⸗ 
ſetzentwurf dem Kopfblatt anzuheften. 

5 2 

(1) Das Stimmrecht der Unterzeichner des Antrags iſt durch eine Beſtätigung der Gemeindebehörde 
ihres Wohnorts nachzuweiſen; die Beſtätigung iſt in der Regel auf dem zu dieſem Zwecke der Gemeinde⸗ 
behörde vorzulegenden Unterſchriftsbogen ſelbſt zu erteilen. Sie kann auf Grund der in der Gemeinde zuletzt 
benutzten oder laufend geführten Stimmliſte oder Stimmkartei oder, insbeſondere wenn der Unterzeichner in 
die Stimmliſte oder Stimmkartei nicht eingetragen iſt, nach beſonderer Feſtſtellung erfolgen. 


(2) Wenn die Gemeindebehörde bei der Sammlung der Unterſchriften vorgekommene Unregelmäßigkeiten 
bemerkt, fo hat fie in der Beſcheinigung gemäß Abſ. 1 darauf aufmerkſam zu machen. 


g 8 3. i 

Die Unterſchriftsbogen und -hefte find nach Regierungsbezirken, innerhalb dieſer nach Stadt, und 

Landkreiſen und innerhalb dieſer nach Gemeinden zu ordnen und mit fortlaufenden Nummern zu verſehen. 

Die Seiten eines Unterſchriftshefts ſind in der oberen Ecke des Schnittrandes mit fortlaufenden Zahlen zu 

verſehen. Bei Einreichung des Antrags iſt eine Zuſammenſtellung beizufügen, in der laufende Nummer der 

Bogen und Hefte ſowie bei jedem die Zahl der auf ihnen abgegebenen Unterſchriften zu vermerken und die 
Zahl der- Unterfchriften aufzurechnen iſt. ann Hr 3 


2. Antrag von Bereinigungen. 
8 4. 


(1) Stellt der Vorſtand einer Vereinigung den Antrag auf Zulaſſung der Liſtenauslegung für ein 
Volksbegehren, ſo kann die Beibringung von Einzelunterſchriften unterbleiben, wenn glaubhaft gemacht wird, 
daß 100000 ſtimmberechtigte Mitglieder der Vereinigung den Antrag unterſtützen ($ 2 Abſ. 2 des Geſetzes). 


(2) Der Antrag muß von den vertretungsberechtigten Mitgliedern des Vorſtandes der Vereinigung 
unter genauer Angabe des Gegenſtandes des Begehrens, gegebenenfalls unter Beifügung des ausgearbeiteten 
Entwurfs des begehrten Geſetzes, eigenhändig mit Angabe des Vor⸗ und Zunamens, des Berufs oder Gewerbes 
ſowie der Wohnung unterſchrieben ſein. Die Unterſchrift bedarf polizeilicher Beglaubigung 
. (3) Die Eigenſchaft der Unterzeichner als vertretungsberechtigter Vorſtandsmitglieder iſt durch Vorlegung 
eines Auszugs aus dem Vereinsregiſter oder, wenn es ſich um einen nicht eingetragenen Verein handelt, von 
polizeilich beglaubigten Abſchriften aus den Vereinsſitzungsprotokollen, die über die Beſtellung aufgenommen 
ſind, nachzuweiſen. 85 { ER 3 

() Die erforderliche Glaubhaftmachung hat auf der Grundlage von Nachweiſungen über die Zahl der 
Mitglieder, den Zweck der Vereinigung, die Bedingungen der Aufnahme von Mitgliedern und einſchlägige 


Vereinsbeſchlüſſe zu geſchehen. Die Mitgliederzahl wird erforderlichenfalls durch Vorlegung ordnungsmäßig 
geführter Mitgliederliſten oder amtlicher Beſcheinigungen über die in ihnen nachgewieſene Mitgliederzahl dar- 
getan. Als Mitglied der Vereinigung gilt nur, wer in ihr Stimmrecht in Vereinsangelegenheiten hat. Zur 
Glaubhaftmachung der Unterftügung des Antrags durch, die Mitglieder genügt es, daß aus der Satzung oder 
der bekanntgewordenen Betätigung des Vereins die Zuſtimmung der Mitglieder zu dem vom Antrage ver- 
folgten Ziele erkennbar iſt; ſonſt kann die Unterſtützung glaubhaft gemacht werden durch Vorlegung einer 
Niederſchrift über die Beſchlußfaſſung der Vereinigung oder von Teilen derſelben zu dem Antrag unter An⸗ 
gabe der Zahl der Mitglieder, die dieſem Beſchluſſe zugeftimmt haben. Die Stimmberechtigung der Mit⸗ 
glieder im Sinne des Artikels 4 der Verfaſſung kann glaubhaft gemacht werden durch Nachweiſungen über 
die Aufnahmebedingungen und, wenn die Vereinigung neben ſtimmberechtigten auch nicht ſtimmberechtigte Mit- 
glieder umfaßt, durch Glaubhaftmachung des Stärkeverhältniſſes derſelben, indem gleichzeitig die Unterſtützung 
des Antrags durch eine dieſem Verhältnis entſprechend über 100 000 hinaus erhöhte Zahl von Mitgliedern 
glaubhaft gemacht wird. 


(5) Stellen die Vorſtände mehrerer Vereinigungen einen übereinſtimmenden Zulaſſungsantrag, fo genügt 
die Glaubhaftmachung der Unterſtützung durch zuſammen 100 000 Mitglieder der verſchiedenen beteiligten 
Vereinigungen. 


3. Behandlung des Antrags. 


§ 5. 

Ergibt die dem Miniſter des Innern obliegende Prüfung des Antrags im Falle des §1 dieſer Verordnung, 
daß die Zahl der gültigen Anterſchriften die erforderliche Mindeſtzahl nicht erreicht, im Falle des § 4 dieſer 
Verordnung, daß die Unterlagen für die erforderliche Glaubhaftmachung unzulänglich find, fo wird den Verkrauens⸗ 
perſonen eine Friſt zur Behebung des Mangels mit der Androhung geſetzt, daß nach deren erfolgloſem Ab⸗ 
laufe die Ablehnung des Antrags erfolgen werde. 


§ 6. 5 

(1) Wird der Antrag abgelehnt, fo werden die Vertrauensperſonen bei Zuſtellung dieſer Entſcheidung 
auf den zuläſſigen Rechtsbehelf und die Friſt, innerhalb deren er zu erheben iſt ($ 5 Abſ. 2 des Geſetzes) 
hingewieſen. d 0 

(2) Wird dem Antrage ſtattgegeben, ſo bewirkt der Miniſter des Innern die im § 6 Abf. 1 des Ge⸗ 
ſetzes vorgeſehene Veröffentlichung und teilt ſeine Entſcheidung den Vertrauensperſonen unter Angabe des Tages 
der Veröffentlichung und der Anſchrift des beſtellten Landeswahlleiters mit. 


II. Eintragungsverfahren. 
1. Eintragungsliſten. 


SET, 

Nach Zulaſſung der Liſtenauslegung hat der gemäß § 2 Abſ. 3 des Geſetzes zu benennende Vertrauens⸗ 
mann, ſein Stellvertreter oder einer der als Vertrauensperſon geltenden Antragsunterzeichner dem Miniſter des 
Innern unter Beifügung einer Abſchrift anzuzeigen, wo die Auslegung der Eintragungsliſten beabſichtigt wird. 
Spätere Anderungen des Planes ſind ſofort entſprechend anzuzeigen. 5 


8 8. 

(1) Die von den Antragſtellern zu beſchaffenden und an die Gemeindebehörden zu verſendenden Ein⸗ 
tragungsliſten haben im Titelbogen oder im Kopfe den Gegenſtand des Volksbegehrens, gegebenenfalls den 
Wortlaut des begehrten Geſetzentwurfs, in der zugelaſſenen Form und im Anſchluſſe daran den nötigen Raum 
für die Unterſchrift der Eintragungsberechtigten zu enthalten. Reicht ein Eintragungsbogen nicht aus, jo find 
Anhänge oder Einlagebogen zu liefern und dem Hauptblatt anzuheften, es iſt in erſter Reihe Sache der An⸗ 
tragfteller, ſich wegen dieſer rechtzeitigen Nachlieferungen mit den Gemeindebehörden in Verbindung zu halten. 


(2) Die Eintragungsliſten ſind nach dem Vordruck in Anlage 2 zu fertigen. 
(3) Den Vertrauensperſonen ſteht es frei, den einzelnen Gemeindebehörden bei oder nach Überſendung 


der Eintragungsliſten Beauftragte zu bezeichnen, die zu dem aus der Liſtenüberſendung entſtehenden Geſchäfts⸗ 


verkehr mit den Gemeindebehörden für die Antragſteller berechtigt ſind. 


\ 89. 

Die Gemeindebehörden haben, nachdem fie die Zulaſſung der Liſtenauslegung ſowie Namen und Ans 

ſchrift der Vertrauensperſonen aus der Veröffentlichung im Staatsanzeiger feſtgeſtellt haben, den Empfang der 

ihnen zugehenden Eintragungsliſten den Vertrauensperſonen oder den von dieſen für die Gemeinde benannten 

Beauftragten unverzüglich zu beſtätigen und hierbei mitzuteilen, wann und wo die Liſten zur Eintragung aus 
liegen ($$ 10 bis 12 dieſer Verordnung). 8 i 
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2. Eintragungsfriſt. 


$ 10. 

(1) Die Eintragungsfriſt umfaßt, wenn die Eintragungsliſten bei der Gemeindebehörde rechtzeitig inner⸗ 
halb von vier Wochen nach dem Tage der Veröffentlichung der Zulaſſung eingereicht werden, einen Zeitraum 
von vollen zwei Wochen, nämlich die fünfte und ſechſte Woche nach der Veröffentlichung (§ 6 Ab. 2 dieſer 
Verordnung). Die Eintragungsfriſt verkürzt ſich entſprechend, wenn die Eintragungsliſten erſt nach Ablauf 
der vier Wochen oder ſo kurz vor Beginn der fünften Woche bei der Gemeindebehörde eingegangen ſind, 
daß eine rechtzeitige Auslegung nicht mehr durchführbar war. Die Gemeindebehörden ſollen die Auslegung 
nicht rechtzeitig eingereichter Liſten mit größter Beſchleunigung ſpäteſtens am folgenden Arbeitstage bewirken. 


(2) Erfolgt die Auslegung auf Grund eines Einſpruchs (§ 10 des Geſetzes, § 14 dieſer Verordnung) 
erſt nach Beginn der Eintragungsfriſt, fo iſt von der auf den Einſpruch entſcheidenden Behörde eine Nachfriſt 
für die Eintragung in der Weiſe zu berechnen, daß Liſten, die rechtzeitig vor Beginn der fünften Woche ein⸗ 
gegangen waren, volle zwei Wochen, verſpätet eingegangene dagegen um ſo viel Tage weniger ausliegen, als 
ſie einſchließlich des Eingangstags nach Beginn der Eintragungsfriſt der Gemeindebehörde zugegangen ſind; 
im Falle des $ 14 Abſ. 2 Satz 3 dieſer Verordnung tritt an die Stelle des Tages dieſes Einganges der Tag 
des Einganges des Einſpruchs bei der Gemeindebehörde. 


§ 11. 

Die Liſten find während der Eintragungsfriſt oder Nachfriſt 6 10 dieſer Verordnung) an Arbeitstagen 
innerhalb der üblichen Amtsſtunden und an den in dieſe Friſt fallenden Sonntagen zu beſonders von der Ge⸗ 
meindebehörde feſtzuſetzenden Stunden auszulegen. Die Auslegungsſtunden an Sonntagen ſind alsbald nach 
Eingang der Liſten jo feſtzuſetzen, daß den Bedürfniſſen der örtlichen Bevölkerung ausreichend Rechnung ge⸗ 
tragen wird. Erſcheint nach den örtlichen Verhältniſſen die Auslegung während der vollen Amtsſtunden an 
den Arbeitstagen nicht erforderlich oder zu einer Zeit außerhalb der üblichen Amtsſtunden zweckmäßig, ſo 
können von der Gemeindebehörde beſtimmte Tagesſtunden während oder außerhalb der Amtsſtunden für die 
Auslegung mit den Vertrauensperſonen oder ihren Beauftragten vereinbart werden; auf ſolche Vereinbarung 
wird gegebenenfalls von der Gemeindebehörde bei Überfendung der Beſtätigungsſchreiben nach § 9 diefer Ver⸗ 
ordnung hinzuwirken ſein; ſolange eine Vereinbarung nicht zuſtande gekommen iſt, iſt davon auszugehen, daß 
die Auslegung während der vollen Amtsſtunden geſchieht. 


3. Eintragungsräume. 


8 12. 

(1) In größeren Gemeinden können zur raſcheren Abwicklung des Geſchäfts mehrere Räume beſtimmt 
und in einem Raume mehrere Eintragungsliſten gleichzeitig ausgelegt werden. Es iſt in erſter Reihe Sache 
len ſich dieſerhalb mit den in Frage kommenden Gemeindebehörden beſonders in Verbindung 
zu ſetzen. E 

(2) In Kranken und Pflegeanſtalten (öffentlichen Krankenhäuſern und Privatkliniken, Entbindungs⸗ 
und Wöchnerinnenanſtalten, Pfründenanſtalten oder Erholungsheimen) mit einer größeren Anzahl von Stimm⸗ 
berechtigten, die Räume außerhalb der Anſtalt nicht aufſuchen können, können in der Anſtalt ſelbſt Einrich- 
tungen zur Eintragung beſonders geſchaffen werden; die Leitungen ſtaatlicher und kommunaler Anſtalten können 
mit der Entgegennahme von Eintragungen betraut werden. 


4. Bekanntmachung der Gemeindebehörde. 
„5 | 8 13. 
Die Gemeindebehörden haben Auslegungsort und zeit durch Anſchlag an der Gemeindetafel oder ſonſt 


in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen; weitere Bekanntmachungen, insbeſondere ſolche durch die Preſſe, 
bleiben den Antragſtellern überlaſſen. 


5. Einſpruchsverfahren bei Ablehnung der Liſtenauslegung. 
§ 14. 

(.) Lehnt eine Gemeindebehörde die Auslegung von ihr zugegangenen Eintragungsliſten ab, fo hat fie 
dies dem für die Gemeinde beſtellten Beauftragten des Vertrauensmannes, in Ermangelung eines ſolchen dem 
Vertrauensmanne ſelbſt oder ſeinem Stellvertreter ſofort unter Darlegung der Gründe entweder zu Protokoll 
oder durch, Zuſtellung eines ſchriftlichen Beſcheids zu eröffnen. Der gegenüber dieſer Ablehnung zuläſſige 
Einſpruch iſt bei der Gemeindebehörde ſchriftlich oder zu Protokoll ſo zeitig anzubringen, daß er dort vor 
Ablauf des dritten Tages ſeit Eröffnung der Ablehnung eingeht. 
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age 
(2) Auf den Einſpruch hin prüft die Gemeindebehörde zunächſt deſſen Rechtzeitigkeit. Iſt der Einſpruch 
verſpätet eingegangen, ſo hat ihn die Gemeindebehörde zurückzuweiſen, es ſei denn, daß er vor dem Ende der 
Eintragungsfriſt eingegangen iſt. Ein zwar verſpätet, aber vor dieſem Zeitpunkt eingegangener Einſpruch 
gilt als neuer Antrag auf Auslegung; auf dieſen Antrag hat die Gemeindebehörde erneut durch eine 
zuzuſtellende, mit Einſpruch anfechtbare Entſcheidung zu befinden. Gibt ſie in dieſem Falle dem Antrage 
ſtatt, ſo hat ſie erforderlichenfalls die Nachfriſt gemäß 8 10 Abf. 2 dieſer Verordnung zu berechnen. 


(3) Iſt der Einſpruch rechtzeitig eingelegt, ſo legt ihn die Gemeindebehörde, wenn ſie ihm nicht alsbald 
ſtattgibt, auf ſchnellſtem Wege, ſpäteſtens am zweiten Tage nach dem Eingang, ihrer Aufſichtsbehörde mit 
einem die Ablehnung rechtferkigenden Bericht unter Beifügung des etwa erforderlichen urkundlichen Materials 
vor. Die Aufſichtsbehörde befindet innerhalb der vom Tage des Einganges des Einſpruchs bei der Gemeinde» 
behörde an laufenden Friſt von einer Woche endgültig und ſorgt für ſchnellſte Übermittlung ihrer Entſcheidung 
(vgl. § 10 Abſ. 2 diefer Verordnung) an denjenigen, der den Einſpruch eingelegt hat, und an die Gemeinde— 
behörde, die alsdann, falls dem Einſpruche ſtattgegeben iſt, die Auslegung ohne jeden weiteren Verzug zu 
bewirken hat. f i 
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6. Zulaſſung zur Eintragung. 


$ 15. 

(1) Nach Auslegung der Eintragungsliſten find von der Gemeindebehörde innerhalb der Auslegungsfriſt 
oder Nachfriſt (8 10 Abf. 2 dieſer Verordnung) Eintragungsberechtigte in den Eintragungsſtunden zur Ein⸗ 
tragung zuzulaſſen. In Gemeinden, deren Behörde Eintragungsliſten nicht übergeben ſind, kaun eine Eintragung 
nicht bewirkt werden. N 


ER eg ee 


(2) Die Gemeindebehörde prüft vor der Zulaſſung zur Eintragung, ob die ihre Eintragung auſtrebende Perſon 
1. am erſten Tage der Eintragungsfriſt in der Gemeinde beziehungsweiſe in demjenigen Bezirke, für 


den die ausliegende Lifte beſtimmt iſt, ihren Wohnort (Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt) hatte, 


2. nach den Beſtimmungen des Landeswahlgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
28. Oktober 1924 (Gefeßfamml. S. 671) am Eintragungstage i 
a) Wähler zum Landtag iſt (Alter, Neichsangehörigkeit, Wohnort in Preußen oder bei preußiſchen 
Staatsbeamten uſw. in der Nähe der Landesgrenze) — § 1 Abſ. 1 und 2 L. W. G 
p) vom Wahlrechte nicht ausgeſchloſſen iſt (Entmündigung, vorläufige Vormundſchaft, Pflegſchaft 
wegen geiſtiger Gebrechen, Verluſt bürgerlicher Ehrenrechte) — 92 Abf. 1 L. W. G. 
e) in der Ausübung des Wahlrechts nicht behindert iſt (wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtes⸗ 
ſchwäche in Heil und Pflegeanſtalten untergebrachte Perſonen, Straf⸗ und Unterſuchungs⸗ 
gefangene, infolge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in Verwahrung gehaltene 
Perſonen mit Ausnahme der politiſchen Schutzhaftgefangenen) — §2⸗ Abf. 3 V W. G. 
A) nicht zu dem Perſonenkreiſe gehört, deſſen Wahlrecht ruht (Soldaten) — $ 2 Abſ. 2 
L. W. G. — 
3. einen Eintragungſchein von der Gemeindebehörde erhalten hat. 


(3) Wird ein Eintragungſchein übergeben, ſo erübrigt ſich die Anſtellung einer Prüfung bei der 
Zulaſſung zur Eintragung, ſofern nicht befondere Anhaltspunkte dafür ſprechen, daß nach Erteilung des 
Eintragungſcheins Umſtände eingetreten ſind, die das Wahlrecht zum Landtage berühren. War dem Ein⸗ 
tragungsberechtigten von der Gemeindebehörde ſeines Wohnorts ein Eintragungſchein erteilt worden, ſo iſt 
er in dieſer Gemeinde nur gegen Rückgabe desſelben zur Eintragung zuzulaſſen. 


(4) Der mit der Entgegennahme der Eintragung beauftragte Beamte hat die erforderlichen Feſtſtellungen 
außer durch Befragung der die Eintragung anſtrebenden Perſon durch Einſichtnahme in die zuletzt abgeſchloſſene 
oder laufend geführte Stimmliſte oder Stimmkartei, in Perſonalakten, Melderegiſter oder in ſonſtiges amtliches 
Material ſowie in die Liſte der von der Gemeindebehörde erteilten Eintragungſcheine zu treffen und die Zur 
laſſung zur Eintragung zu dieſen Unterlagen zu vermerken. Der Eintragungsberechtigte hat, falls ſich aus 
dieſem Material ſeine Eintragungsberechtigung nicht ergibt, auf Erfordern den urkundlichen Nachweis ſeiner 
Berechtigung zur Eintragung zu führen. : 


(5) Die Gemeindebehörde ſammelt die ihr übergebenen Eintragungſcheine und verwahrt ſie, bis ihre 
Vernichtung vom Miniſter des Innern angeordnet wird. 
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7. Eintragungſchein. 


§ 16. n 
(1) Einen Eintragungſchein erhält auf Antrag ein Eintragungsberechtigter, der glaubhaft macht, daß 
er während der Eintragungsfriſt ſeinen Wohnort aus dem Gemeindebezirke verlegen oder daß er während 
dieſer Friſt ſich aus zwingenden Gründen außerhalb des Gemeindebezirkes aufhalten wird. a a 10 


— 31 


; (2) Der Eintragungſchein darf nur von der Gemeindebehörde des Wohnorts und außer im Falle des 
$ 18 Abf. 5 dieſer Verordnung nur in der Zeit von der Veröffentlichung der Zulaſſung der Liſtenauslegung 
($ 6 Abſ. 1 des Geſetzes) bis zum letzten Tage vor Beginn der Eintragungsfriſt — alſo, falls der Miniſter 
des Innern die Friſten nicht gemäß § 7 Abf. 3 des Geſetzes anderweit feſtgeſetzt hat, nur innerhalb der erſten 
vier Wochen nach der Veröffentlichung — ausgeſtellt werden, nachdem durch eine Prüfung gemäß § 15 Abſ. 2 
Nr. 2 diefer Verordnung die Eintragungsberechtigung feſtgeſtellt ift. 

(3) Iſt der letzte Tag vor Beginn der Eintragungsfriſt ein Sonn- oder allgemeiner Feiertag, ſo brauchen 
an dieſem Tage Eintragungſcheine nicht mehr ausgeſtellt zu werden. 

(4) Die Ausſtellung erfolgt nach dem in der Anlage 3 beigefügten Vordrucke. 

(5) Über die ausgeſtellten Eintragungſcheine iſt eine Lifte zu führen, die mit Ablauf des letzten Tages 
vor Beginn der Eintragungsfriſt abzuſchließen iſt und bei der Zulaſſung zu Eintragungen in eine der Gemeinde 
behörde übergebene Eintragungsliſte vorliegen muß. 

(6) Die Lifte iſt — gegebenenfalls zuſammen mit den bei Zulaſſung zur Eintragung übergebenen Ein 
tragungſcheinen — zu verwahren. 


8. Inhalt der Eintragung. 


Se 


(1) Die Eintragungen dürfen nur auf vorſchriftsmäßigen Eintragungs⸗ oder dem Hauptblatt angehefteten 
Anhänge- oder Einlagebogen erfolgen. 

(2) Die Eintragung muß enthalten: 
Vor- und Zunamen, bei verheirateten oder verheiratet geweſenen Frauen auch den Geburtsnamen; 
Beruf oder Gewerbe; 
3. Wohnung. i 

(3) Die Eintragungsberechtigten find anzuhalten, alle Spalten der Eintragungsliſte vollſtändig und 
leſerlich auszufüllen. Nicht leſerliche Unterſchriften find von dem die Eintragung entgegennehmenden Beamten 
in der Spalte »Bemerkungen« der Eintragungsliſte zu erläutern. 

() Die Erklärung eines Eintragungsberechtigten, daß er nicht ſchreiben könne, iſt, nachdem die Eintragung 
von dem die Erklärung entgegennehmenden Beamten von Amts wegen bewirkt iſt, in der Spalte »Bemerkungen« 
unter Angabe des Tages der Eintragung zu vermerken. 


S — 


— 


9. Einſpruchsverfahren bei Verſagung der Zulaſſung zur Eintragung und bei Verſagung eines 
Eintragungſcheins. 


9.18 


(i) Wird die Zulaſſung zur Eintragung oder die Erteilung eines Eintragungſcheins verſagt, ſo iſt von 
dem mit dieſen Dienſtgeſchäften beauftragten Beamten hierüber, ſofern nicht auf ſchriftlichen Antrag 
ſchriftliche Beſcheidung unter Zuſtellung erfolgt, ein Vermerk aufzunehmen, aus dem die Gründe zu der Maßnahme 
und das Dalum ihrer Eröffnung an den Betroffenen erſichtlich find. Der gegenüber dieſer Verſagung zuläſſige 
Einſpruch iſt bei der Gemeindebehörde ſchriftlich oder zu Protokoll ſo zeitig anzubringen, daß er dort vor 
Ablauf des dritten Tages ſeit Eröffnung der Verſagung eingeht. 


(2) Auf den Einſpruch hin prüft die Gemeindebehörde zunächſt deſſen Rechtzeitigkeit. Sit der Einſpruch 
verſpätet eingegangen, ſo hat ihn die Gemeindebehörde zurückzuweiſen, es ſei denn, daß er gegen eine Verſagung 
der Zulaſſung zur Eintragung gerichtet und vor Ablauf der Eintragungsfrift oder Nachfriſt (§ 10 dieſer 
Verordnung) oder daß er gegen die Verſagung eines Eintragungſcheins gerichtet und vor Beginn der Eintra- 
gungsfriſt eingegangen iſt. Ein zwar verjpätet, aber vor dieſen Zeitpunkten eingegangener Einſpruch gilt als 
neuer Antrag auf Julaſſung zur Eintragung oder auf Ausſtellung eines Eintragungſcheins; auf dieſen Antrag 
hat die Gemeindebehörde erneut durch eine dem Betroffenen zuzuſtellende, von ihm mit dem Einſpruch anfechtbare 
Entſcheidung zu befinden. Gibt ſie in dieſem Falle dem Antrage ſtatt, ſo hat fie erforderlichenfalls die Friſten 
gemäß Abſ. 4 zu berechnen. i . 


(3) Iſt der Einſpruch rechtzeitig eingelegt, ſo legt ihn die Gemeindebehörde, wenn ſie ihm nicht alsbald 
ſtattgibt, auf ſchnellſtem Wege, fpäteftens am zweiten Tage nach dem Eingang, ihrer Auffichtsbehörde mit 
einem die Ablehnung rechtfertigenden Bericht unter Beifügung des etwa erforderlichen urkundlichen Materials, 
insbeſondere einer Abſchrift des nach Abſ. 1 gefertigten Vermerks, vor. Die Aufſichtsbehörde befindet inner⸗ 
halb der vom Tage des Eingangs des Einſpruchs bei der Gemeindebehörde an laufenden Friſt von einer 
Woche endgültig. 


(4) Wird dem Einſpruche ſtattgegeben, ſo iſt von der auf den Einſpruch entſcheidenden Behörde die Friſt 
zu berechnen, innerhalb deren die Eintragung noch zuläſſig iſt) die Berechnung der Friſt iſt in die Entſcheidung 
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aufzunehmen. Die Friſt iſt, wenn es ſich um eine Verſagung der Zulaſſung zur Eintragung handelt, ſo zu 
berechnen, daß nach Zuſtellung der dem Einſpruche ſtattgebenden Entſcheidung dem Betroffenen ein Zeitraum 
zur Eintragung zur Verfügung ſteht, der der Eintragungs- und gegebenenfalls der Nachfriſt abzüglich des bis 
zum Tage der Verſagung der Zulaſſung zur Eintragung bereits abgelaufenen Zeitraums dieſer Friſt entſpricht; 
im Falle des Abſ. 2 Satz 3 tritt an die Stelle des Tages der Verſagung der Zulaſſung zur Eintragung der 
Tag des Eingangs des als neuer Antrag geltenden Einſpruchs bei der Gemeindebehörde. Die Friſt iſt, wenn 
es ſich um die Verſagung eines Eintragungſcheins handelt, ſtets auf volle zwei Wochen zu bemeſſen. 


(5) Die auf den Einſpruch ergangene Entſcheidung wird von der entſcheidenden Behörde dem Betroffenen 
zugeſtellt, außer wenn ſie von der Aufſichtsbehörde ergeht und auf Erteilung eines Eintragungſcheins lautet. 
In dieſem Falle wird die Gemeindebehörde von der Aufſichtsbehörde zur Erteilung des Eintragungſcheins 
angewiefen; die Gemeindebehörde vermerkt auf dem von ihr auch über die Friſt des § 16 Abſ. 2 dieſer 
Verordnung hinaus zu erteilenden Eintragungſcheine, daß er aus Anlaß des Einſpruchs auf Anweiſung durch 
die Aufſichtsbehörde erteilt und daß die Eintragung auf Grund dieſes Scheines in jeder Gemeinde, in der 
Eintragungsliſten ausgelegt ſind oder waren, bis zum 14. Tage nach der Zuſtellung des Scheines zuläſſig iſt ; 
der Eintragungſchein iſt von der Gemeindebehörde ohne Umhüllung, zuſammengefaltet und mit Verſchluß 
verſehen dem Betroffenen zuzuſtellen, damit der Zuſtellungsvermerk auf ihn ſelbſt geſetzt wird. 


(6) Die entſcheidende Aufſichtsbehörde hat ihre Entſcheidung, wenn ſie ſelbſt dieſe dem Betroffenen 
zuftellt, der Gemeindebehörde alsbald, nachträglich auch das Datum der Zuſtellung, mitzuteilen. 


0 Alle Entſcheidungen, Zuſtellungen und Mitteilungen ſind auf ſchnellſtem Wege zu bewirken. 


10. Abſchluß der Liſten. 


§. 19. 

(1) Nach Ablauf der Eintragungsfriſt oder, falls Eintragungsliſten erſt nach Beginn der Friſt auf Ein⸗ 
ſpruch entgegengenommen ſind, nach Ablauf der Nachfriſt werden die Eintragungsliſten von den Gemeinde 
behörden unverzüglich abgeſchloſſen ; hierbei beurkunden ſie hinter der letzten Eintragung, ob die Eingetragenen 
am Eintragungstag eintragungsberechtigt waren und bei Beginn der Eintragungsfriſt in der Gemeinde ihren 
Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt gehabt oder einen Eintragungſchein übergeben haben, und geben 
ferner die Zahl der gültigen Eintragungen und die Friſt, innerhalb deren fie bewirkt find, an. 

(2) Nach Ablauf der Eintragungs⸗ oder Nachfriſt auf Einſpruch zugelaſſene Eintragungsberechtigte be⸗ 
wirken ihre Eintragungen in einem Nachtrage zur Eintragungsliſte, der, ſofern dieſe noch bei der Gemeinde⸗ 
behörde liegt, auf fie ſelbſt im Anſchluß an den Abſchlußvermerk, andernfalls auf einen beſonderen von der 
Gemeindebehörde nach Anlage 4 zu liefernden, mit entſprechender Auffchrift zu verſehenden Nachtragsbogen 
zu ſetzen iſt. Nachträge ſind ſpäteſtens am 20. Tage nach Ablauf der Eintragungs⸗ oder Nachfriſt von der 
Gemeindebehörde mit einem der Vorſchrift des Abſ. 1 entſprechenden Abſchlußvermerke zu verſehen. 


(3) Die abgeſchloſſenen Eintragungsliſten und ihre Nachträge ſind von den Gemeindebehörden den Ver⸗ 
trauensperſonen oder den von ihnen hierfür benannten Beauftragten ſofort portofrei durch Poſteinſchreib⸗ 
ſendung zu überſenden oder ſonſt auf ſicherem Wege zu behändigen. Die Zuſendung geſchieht auf Gefahr 
des Empfängers. 8 1 
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III. Vorlegungsverfahren. 


1. Einreichung der Eintragungsliſten. 


§ 20. 
(1) Die das Volksbegehren betreibenden Perſonen haben die Eintragungs⸗ und Nachtragsliſten geordnet 
— und zwar nach Regierungsbezirken, innerhalb dieſer nach Stadt- und Landkreiſen und innerhalb dieſer 
nach Gemeinden — je unter fortlaufenden Zahlen mit einer Überſicht über das Geſamtergebnis des Ein 
tragungsverfahrens binnen acht Wochen nach Ablauf der Eintragungsfriſt dem Landeswahlleiter einzureichen. 


00 Rechtgeitig, aber ungeordnet eingehende Eintragungsliſten werden vom Landeswahlleiter georduet, 
nachdem ein die Koſten dieſer Tätigkeit vorſchußweiſe deckender Betrag beim Landeswahlleiter auf deſſen 
an den Vertrauensmann oder ſeinen Stellvertreter zu richtende Aufforderung eingezahlt iſt; der Landeswahl⸗ 
leiter kann für die Einzahlung eine Ausſchlußfriſt von vier Wochen mit der Wirkung ſetzen, daß die ungeordneten 
Liſten bei der Feſtſtellung des Eintragungsergebniſſes unberückſichtigt bleiben. Entfprechendes gilt für die 
Aufſtellung einer fehlenden Überficht über das Ergebnis des Eintragungsverfahrens. Ungeordnet eingehende 
Nachträge, die zu Eintragungsliſten nachgereicht werden ($ 19 Abſ. 2 dieſer Verordnung), find vom Landes- 
wahlleiter ohne Koſtenerhebung zu ordnen. 


(3) Eintragungsliſten und Nachträge, die nach Ablauf der im Abf. 1 feſtgeſetzten Einreichungsfriſt bein 
Landeswahlleiter eingehen, bleiben unberückſichtigt. ; 
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2. Feſtſtellung des Ergebniſſes. 
8 21. 
(1) Der Landeswahlleiter bereitet die vom Landeswahlausſchuſſe zu treffende Feſtſtellung der Geſamt⸗ 


ſumme der rechtzeitig geſchehenen gültigen Eintragungen vor, beruft den Landeswahlausſchuß, veröffentlicht 
die von dieſem getroffene Feſtſtellung im Staatsanzeiger und teilt ſie dem Miniſter des Innern mit. 


(2) Mit dieſer Mitteilung verbindet der Landeswahlleiter eine amtliche Auskunft über die Zahl aller 
Stimmberechtigten, die bei der zuletzt im Lande erfolgten allgemeinen Wahl oder Abſtimmung ermittelt ift; 
als ſolche gilt eine Wahl zum Preußiſchen Landtage, ein preußiſcher Volksentſcheid und, ſoweit ſie in preußiſchen 
Gemeinden erfolgt iſt, eine Wahl des Reichspräſidenten, eine Reichstagswahl und ein Reichsvolksentſcheid. 

(3) Der Miniſter des Innern legt die Urkunden, aus denen der Gegenſtand des Volksbegehrens exficht- 
lich ift, die Feſtſtellung des Landeswahlausſchuſſes und die amtliche Auskunft des Landeswahlleiters mit ſeiner 
Stellungnahme hinſichtlich der Rechtswirkſamkeit des Volksbegehrens dem Staatsminiſterium vor. 


8 22. 

() Die Mitteilung, die das Staatsminiſterium den Vertrauensperſonen über ſeine Feſtſtellung hinſichtlich 
der Rechtswirkſamkeit eines Volksbegehrens zu machen hat ($ 14 Abf. 2, § 15 des Geſetzes), erfolgt im Wege 
der Zuſtellung durch den Miniſter des Innern. 

(2) Die gegen eine die Rechtswirkſamkeit des Volksbegehrens verneinende Entſcheidung des Staats 
miniſteriums zuläſſige Beſchwerde ($ 16 des Geſetzes) iſt innerhalb von vier Wochen ſeit der Zuſtellung 
beim Miniſter des Innern ſchriftlich anzubringen; der Beſchwerdeſchrift find zehn Abſchriften beizufügen. 

(3) Der Miniſter des Innern überſendet die Beſchwerde mit einer Stellungnahme des Staatsminiſteriums 
und erforderlichenfalls des Landeswahlleiters dem Wahlprüfungsgerichte beim Landtage, das gemäß den Be- 
ſtimmungen des Geſetzes vom 3. Februar 1922 (Geſetzſamml. S. 30) in der Faſſung des Geſetzes vom 27. Ok— 
tober 1924 (Geſetzſamml. S. 670) befindet. 


B. Verfahren bei Volksentſcheiden. 


1. Feſtſtellung der Nichterfüllung eines Volksbegehrens. 

„.) Die Mitteilung, die der Miniſter des Innern dem Vertrauensmann oder ſeinem Stellvertreter über 
die Entſcheidung des Staatsminiſteriums, ob einem Volksbegehren entſprochen iſt, zu machen hat (§ 18 Abf.! 
des Geſetzes), erfolgt im Wege der Zuſtellung. 

(2) Die gegenüber einer Entſcheidung, daß dem Volksbegehren entſprochen ſei, zuläſſige Beſchwerde 
($ 18 Abſ. 2 des Geſetzes) iſt innerhalb von vier Wochen ſeit der Zuſtellung beim Miniſter des Innern 
ſchriftlich anzubringen; der Beſchwerdeſchrift ſind zwanzig Abſchriften beizufügen. 

„() Der Miniſter des Innern überſendet die Beſchwerdeſchrift mit den erforderlichen Abſchriften unter 
Beifligung der Stellungnahme des Staatsminiſteriums dem zur Entſcheidung von preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
ſtreitigkeiten zuſtändigen Staatsgerichtshofe. b 


2. Bekanntmachungen über das Verfahren. 


824. a 
() Nachdem das Staatsminiſterium für einen Volksentſcheid den Abſtimmungstag beſtimmt und dieſen 
ſowie den Gegenſtand des Entſcheids und den Aufdruck des Stimmzettels in dem Staatsanzeiger bekanntge⸗ 
macht hat ($ 20 des Geſetzes), haben die Gemeindebehörden dieſe Bekanntmachung unverzüglich in ortsüblicher 
Weiſe den Gemeindeangehörigen bekanntzugeben. Hierfür genügt Plakatanſchlag. 


(2) Die Bekanntmachung des Staatsminiſteriums iſt außerdem während der Auslegungsfriſt in und 
vor den Amtsräumen, in denen die Stimmliſten oder Stimmkarteien zur Einſicht ausgelegt werden, und 
ſpäter in und vor den Räumen, in denen die Abſtimmung ſtattfindet, ſowie an der Schutzvorrichtung, hinter 
der der Stimmzettel in den Umfchlag gelegt wird, in einer in die Augen fallenden Weiſe auszuhängen. 


3. Abſtimmungsvorbereitungen. 


ns 8 25. 

1 ( 10 Hinſichtlich der Stimmunterlagen und ſonſtigen Abſtimmungsvorbereitungen finden die Beſtimmungen 
im Abſchnitt I und Il der Landeswahlordnung entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus § 20 des 
Geſetzes hinſichtlich der Beſtimmung des Tages der Hauptabſtimmung und ferner aus § 26 dieſer Verordnung 
etwas Abweichendes ergibt : 
Gejegfammlung 1926. (Nr. 1304813049.) 8 


3 


(2) An die Stelle der Bezeichnungen, die in der Landeswahlordnung nur für Wahlen vorgeſehen find, 
treten für das Abſtimmungsverfahren nachſtehende Bezeichnungen. 


Es werden erſetzt 
„Wahl“ und „Wahl zum Landtage“ durch „Abſtimmung“, N 
„Wahlrecht“ und „berechtigung“ durch „Stimmrecht“ und „berechtigung“, 
„Wahlberechtigte“ und „Wähler“ durch „Stimmberechtigte“, 
„Wählerverzeichnis“, ‚lüften! und „karteien“ durch „Stimmverzeichnis“, „rliften” und „„karteien“, 
„Wahlſchein“ und „Wahltag“ durch „Stimmſchein“ und „Abſtimmungstag“, 
„Wahlkreis“ und „Wahlbezirk“ durch „Stimmkreis“ und „Stimmbezirk“, 
„Wahlleiter“, „Landes“ und „Kreiswahlleiter“ durch „Abſtimmungsleiter“, „Landes-“ und „Kreis⸗ 
abſtimmungsleiter“, a 
„Wahlausſchüſſe“, „Landes“ und Kreiswahlausſchüſſe“ durch „Abſtimmungsausſchüſſe“, „Landes-“ 
und „Kreisabſtimmungsausſchüſſel j 
„Wahlvorſteher“ und „vorſtand“ durch „Abſtimmungsvorſteher“ und „worſtand“, 
„Wahlhandlung“ und ergebnis“ durch „Abſtimmungshandlung“ und „ergebnis“, 
„Wahlraum“, „urnen“, „ſchutzvorrichtungen“ und „tiſch“ durch „Abſtimmungsraum“, armen‘, 
eſchutzvorrichtungen“ und „rich. 
§ 26. 
(1) Die Zufammenfafjung mehrerer Stimmkreiſe zu Stimmkreisverbänden findet nicht ſtatt. Daher 
kommt die Beſtellung und Bildung von Abſtimmungsleitern und ausſchüſſen, die den Verbandswahlleitern 
und den Verbandswahlausſchüſſen entſprechen, nicht in Betracht. 


(2) Den Kreisabſtimmungsausſchüſſen liegt die Prüfung und Weiterreichung der Abſtimmungsergebniſſe 
ihres Stimmkreiſes, dem Landesabſtimmungsausſchuſſe liegt die Feſtſtellung des Abſtimmungsergebniſſes im 
ganzen Lande ob. 


(3) Die Bekanntmachung der Gemeindebehörden über Ort und Zeit der Auslegung der Stimm⸗ 
verzeichniſſe (vgl. § 13 Abf. 2 L. W. OD.) iſt tunlichſt gleichzeitig mit der Bekanntmachung nach § 24 dieſer Ver⸗ 
ordnung zu bewirken. a 5 

(4) Die Stimmzettel werden mit dem vom Staatsminiſterium feſtgeſetzten Aufdruck amtlich vom Miniſter 
des Innern oder in deſſen Auftrage nach einem von ihm mitgeteilten Muſter von den Kreisabſtimmungsleitern 
hergeſtellt und zum Abſtimmungstag in ausreichenden Mengen in den Wahlräumen für die Abſtimmungs⸗ 
vorſteher bereitgeſtellt. Der Aufdruck der Stimmzettel enthält die zur Entſcheidung geſtellte Frage, dahinter 
untereinandergeſtellt ein „Ja“ und ein „Nein“ und neben dieſen einen Raum zur Kennzeichnung. Sind 
mehrere Fragen zur Beantwortung geſtellt, ſo werden für jede Frage beſondere, erforderlichenfalls auch in der 
Färbung unkerſchiedliche Stimmzettel ausgegeben. f 


(5) Die Bekanntmachung der Gemeindebehörde, ſpäteſtens drei Tage vor dem Abſtimmungstage (vgl. 
§ 41 L. W. O.), iſt nach Möglichkeit ſchon eine Woche vor dem Abſtimmungstage zu bewirken; ſie beſchränkt 
ſich, wenn der Miniſter des Innern hinſichtlich der Behandlung der Stimmzettel im Einzelfalle nicht eine 
befondere Belehrung der Stimmberechtigten anordnet, auf Angaben über die Abgrenzung der Stimmbezirke, 
die Lage der Abſtimmungsräume, Tag und Stunde der Abſtimmung und darüber, daß die Stimmzettel 
amtlich hergeſtellt ſind und den Stimmberechtigten im Abſtimmungsraume zur Vornahme der Abſtimmung 
übergeben werden. 


4. Stimmabgabe. 

§ 27. i 5 
(1) Hinſichtlich der allgemeinen Stimmabgabe und des Abſtimmungsverfahrens in Kranken- und Pflege⸗ 
anſtalten ſowie des Verfahrens für Seeleute finden die Beſtimmungen der Abſchnitte IV bis VI der Landes⸗ 
wahlordnung entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus Abſ. 2 etwas Abweichendes ergibt. 8 


(2) Für die Stimmabgabe erhält jeder Stimmberechtigte nach Betreten des Abſtimmungsraums außer 
dem amtlich geſtempelten Umſchlag einen Stimmzettel. Falls mehrere Fragen zur Entſcheidung geſtellt ſind, 
erhält jeder Stimmberechtigte für jede Frage einen Stimmzettel aus den ihm übergebenen mehreren Stimm⸗ 
zetteln wählt er hinter der Schutzvorrichtung zunächſt den oder die Stimmzettel mit denjenigen Fragen aus, 

an deren Entſcheidung er ſich beteiligen will. Der Stimmberechtigte macht ſeinen Willen dadurch kenntlich, 
daß er hinter das auf den Stimmzetteln vorgedruckte „Ja“ oder „Nein“ ein Kreuz oder ähnliches Zeichen 
ſetzt; alsdann legt er den oder die ſo gekennzeichneten Stimmzettel in den Umſchlag und tritt zwecks Abgabe 


ſeiner Stimme an den Vorſtandstiſch. 


5. Ermittlung des Abſtimmungsergebniſſes. 
8 28. 


Hinſichtlich der Ermittlung des Abſtimmungsergebniſſes finden die Beſtimmungen der Abſchnitte VII, 
VIII Unterabſchnitte 1 und 2 und IX, SS 87 bis 89, SS 94 und 95. der Landeswahlordnung entſprechende 
Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den §§ 29 und 30 etwas Abweichendes ergibt. 


8 29. 


(1) Der Abſtimmungsvorſteher lieſt aus den den Umſchlägen entnommenen Stimmzetteln die Antwort 
auf die geſtellte Frage, bei mehreren Fragen deren Bezeichnungen (Frage 1, 2, 3 uſw. oder Frage a, b, e 
uſw.) und die auf ſie gegebenen einzelnen Antworten vor, indem er ſich zugleich über die Gültigkeit des 
Stimmzettels hinſichtlich der einzelnen Fragen äußert und nötigenfalls eine Beſchlußfaſſung des Abſtimmungs⸗ 
vorſtandes herbeiführt. 5 
(2) Ungültig ſind Stimmzettel, we 
J. die nicht in einem amtlich geſtempelten Umſchlag oder die in einem mit Kennzeichen verſehenen 
Umſchlag übergeben worden ſind, 
2. denen ein durch den Umſchlag deutlich fühlbarer Gegenſtand beigefügt it, 
3. die als nicht amtlich hergeſtellte erkennbar ſind, 
4. die keine Eintragung enthalten, 
5. die außer den Worten „Ja“ oder „Nein“ einen Zuſatz enthalten, 
6. die mit einem Kennzeichen verſehen ſind, 
7. aus deren Inhalt der Wille des Abſtimmenden nicht unzweifelhaft zu erkennen iſt. 


(3) Hinſichtlich der Erkennbarkeit des Willens des Abſtimmenden bei mehreren einander für die Be⸗ 
jahung ausſchließenden Fragen gilt, wenn ſich mehrere Stimmzettel über verſchiedene Fragen in einem Um⸗ 
ſchlage befinden, folgendes: : 

1. Nicht gekennzeichnete Stimmzettel find ungültig (vgl. Abſ. 2 Nr. 4). 

2. Mehrere mit „Ja“ gekennzeichnete Stimmzettel ſind ungültig, da nur die Bejahung einer einzigen 
Frage den Willen des Stimmberechtigten unzweifelhaft erkennen läßt. 

3. Alle mit „Nein“ gekennzeichneten Stimmzettel ſind gültig. 

(4) Befinden ſich in einem Umſchlage mehrere Stimmzettel, die dieſelbe Frage betreffen, alſo entweder 
dem Stimmberechtigten verſehentlich behändigt oder von ihm zu Unrecht in Beſitz genommen waren, ſo gelten 
dieſe als eine Stimme, wenn ſie gleichlautend ſind oder wenn nur einer von ihnen eine Eintragung enthält; 
andernfalls find fie ungültig. 

Se $ 30. 

AL) Falls mehrere Fragen zur Beantwortung geftellt find, fo iſt für jede Frage je eine Zähl und 
Gegenliſte mit entſprechender Aufſchrift zu führen. Bei der Verleſung der Antworten aus den Stimmzetteln 
werden in den Liſten für die einzelnen Fragen die gültigen „Ja-“ und „Nein-Stimmen“ vermerkt. 

(2) In den Mitteilungen über das Abſtimmungsergebnis, die die Abſtimmungsvorſteher den Gemeinde— 
behörden, dieſe den unteren Verwaltungsbehörden, dieſe den Kreisabſtimmungsleitern und dieſe dem Landes⸗ 
abſtimmungsleiter zu machen haben, ift anzugeben, wie viel Ja- und Nein⸗Stimmen auf jede der geſtellten Fragen 
gültig abgegeben ſind. 

(3) 8 81 Abſ. 1 der Landeswahlordnung bleibt außer Anwendung. Nachweiſe über Benachrichtigung 

und Bekanntgabe gewählter Perſonen ($ 83 Abſ. 2 L. W. O.) kommen nicht in Frage. 
„ ) Den Inhalt der Vordrucke für die Abſtimmungsniederſchriften der Abſtimmungsvorſtände und der 
Kreisabſtimmungsausſchüſſe, die von dieſen zu benutzenden Zähl und Gegenliſten und Zählbogen, ferner für 
Die von den Kreisabſtimmungsleitern dem Landesabſtimmungsleiter einzureichende Hauptzuſammenſtellung des 
Abſtimmungsergebniſſes beſtimmt der Miniſter des Innern. 


6. Nach⸗ und Wiederholungsabſtimmungen, Verbindung von Abſtimmungen und Wahlen. 
Hinſichtlich einer Nach- und Wiederholungsabſtimmung finden die Beſtimmungen der Abſchnitte XI 
589 der Landeswahlordnung, hinſichtlich einer Verbindung mehrerer Volksentſcheidsverfahren oder von 
> Zentſcheidsverfahren Preußens mit anderen öffentlichen Wahlhandlungen oder Abſtimmungen finden die 
Vet en des Abſchnitts XIII S 103 Abſ. 1 der Landeswahlordnung und hinſichtlich der gemeinſamen 
eſtimmungen die des Abſchnitts XIV der Landeswahlordnung entſprechende Anwendung. 


C. Schlußbeſtimmung. 
Der Miniſter des J 15 
er Miniſter des Innern i ächti 1 jeſer L i 2 
ordnung zu bewilligen. Innern iſt ermächtigt, Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Landesabſtimmungs 


Berlin, den 23. Januar 1926. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Severing. 


Anlage 1- 


Zulaſſungsantrag 
nach dem Preußiſchen Geſetz über das Verfahren bei Volksbegehren und 


Volksentſcheiden. 


An 
den Herrn Preußiſchen Miniſter 
des Innern. 
Die unterzeichneten!) Stimmberechtigten beantragen, bei den Gemeindebehörden 


die Auslegung von Eintragungsliſten für ein Volksbegehren zuzulaſſen, das gerichtet 


iſt auf 
die Auflöſung des Landtags!) 
den Erlaß eines — verfaſſungändernden?) — Geſetzes?) 3 


Stellvertreter:: 


Gemeinde ER 


Beruf 
Wohnung Bemerkungen 


Vorname 
oder Gewerbe 


Es wird hiermit beſtätigt, daß die unter den laufenden Nummern 
eingetragenen Unterzeichner vorſtehenden Antrags ſtimmberechtigt ſind. 


(Siegel) 2% 
(Unterfchrift) 


) Die Eintragungen find ſämtlich (auch die Ifde, Nr.) eigenhändig zu bewirken. 
2) Das Nichtzutreffende iſt zu durchſtreichen. 


Eintragungsliſte 
für ein Volksbegehren nach dem Preußiſchen Geſetz über das Verfahren 
bei Volksbegehren und Volksentſcheiden. 


Die unterzeichneten Eintragungsberechtigten begehren 
die Auflöſung des Landtags!) 
den Erlaß eines — verfaſſungändernden !) — Geſetzes ) 


mit folgendem — dem Kopfblatt angehefteten?) — Wortlaut: 
§1 uſw. 


Kies ee Gemeinde 


Beruf 
oder Gewerbe 


Zuname Vorname Wohnung Bemerkungen 


uſw. 


Es wird beſcheinigt, daß die Eingetragenen am Tage der Eintragung eintragungsberechtigt waren und bei 
Beginn der Eintragungsfriſt in der Gemeinde ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt gehabt oder einen 
Eintragungſchein übergeben haben. 


Die Zahl der gültigen Eintragungen beträgt / fie find in der Seit vom 
DSS bewirkt worden. 
Se % De 1 
Or) 
Derr 8 5; 
(Siegel) S EIN, 
EN TE (Unterſchrift) 


) Das Nichtzutreffende iſt zu durchſtreichen. 

) Vgl. Hg 1 Abf. 5 der Ausführungsverordnung vom 23. Januar 1926, gegebenenfalls zu ſtreichen. 

) Die laufende Nummer kann vorgedruckt werden, alle übrigen Spalten ſind eigenhändig auszufüllen. 
Geſetzſammlung 1926. (Ar. 1304813049.) \ 10 


— 8 ö 
Anlage 3 | 
Eintragungſchein 
für das Volksbegehren auf 
Auflöſung des Landtags“ 
den Erlaß eines — verfaſſungändernden“ — Geſetzes | 


A ee ar es ee FE 


Zuname: SJ — N 

Bortamere eme 88 

Geboren a łñʒt 8 

Beruf oder Gewerbe 8 a 

ee r 

Straße und Hausnummer: erer 
kann ſich unter Abgabe dieſes Eintragungſcheins in einer beliebigen Gemeinde, in der Eintragungsliſten aus- 
gelegt ſind, in dieſe eintragen. 
Nur aufzunehmen, Auf Grund dieſes Eintragungſcheins, der aus Anlaß des Einſpruchs — auf Mweiſung | 
wenn ein Fall nad) | der Aufſichtsbehörde!) — erteilt worden iſt, muß die Eintragung in jeder Gemeinde, in 


818 Abſ. 3 oder 5 ; 75 : 5 2 
CAD. vorkommt.] der Eintragungsliſten ausgelegt find oder waren, bis zum 14. Tage nach dem aus der 


Zustellung ſolchen] Rückſeite dieſes Scheines erſichtlichen Tage der Zuſtellung zugelaſſen werden, erforderlichen⸗ 


Scheines ohne Ums r 
ſchlag! falls in einen Nachtragsbogen (vgl. Anlage 4). 


(Siegel) 


(Unterſchrift) 


Verlorene Eintragungſcheine werden nicht erſetzt. 


1) Das Nichtzutreffende iſt zu durchſtreichen. 


Anlage 4. 


Nachtragsbogen zur Eintragungsliſte 
für das Volksbegehren auf 

Auflöſung des Landtags“ | 

Erlaß eines — verfaffungändernden” — Geſetzes !“ 


Nach Ablauf der Eintragungsfriſt und der Nachfriſt ($ 10 Abſ. 1 und 2, § 14 Abf. 2 Satz 4 der Landes⸗ 
abſtimmungsordnung) ſind auf Grund erfolgreichen Einſpruchs gegen die Verſagung ihrer Zula ſſung zur Ein⸗ 
tragung oder gegen die Erteilung eines Eintragungſcheins folgende Stimmberechtigte . 5 zur Eintragung 


zugelaſſen worden: 


Kreis Gemein dd 5 


Beruf 


Vorname Wohnung Bemerkungen 


oder Gewerbe 


a 
2 
uſw. | 


Ls wird beſcheinigt, daß die Eingetragenen am Tage der Eintragung eintragungsberechtigt waren und bei 
Beginn der Eintragungsfriſt in der Gemeinde ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt gehabt oder einen 
Eintragungſchein übergeben haben, 


Die Zahl der gültigen Eintragungen auf dieſen Bon ß ee. ; fie find in der Seit 
VON ei. DIE bewirkt worden. 
a CC 1 
(Ort) 
Derr 5 
NE 8 
— —— (Anterſchriſt) 


) Das Nichtzutreffende iſt zu durchſtreichen. 
) Die laufende Nummer kann vorgedruckt werden, alle übrigen Spalten ſind eigenhändig auszufüllen. 


=. 408 


Bekanntmachungen. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. 


a we ee ee ee oc!!! 
; 
u 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſteruns. — Verlag des Gefehfammlungsamts, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtr. 4. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. März 1925 über die Genehmigung zum Bau 
und Betrieb einer vollſpurigen Nebeneiſenbahn von Oberkleen bis zur preußiſch⸗heſſiſchen Grenze in 
der Richtung auf Butzbach durch die Butzbach⸗Licher Eiſenbahn-⸗Aktiengeſellſchaft in Butzbach durch 
das Amtsblatt der Regierung in Coblenz Nr. 2 S. 5, ausgegeben am 9. Januar 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. April 1925 über die Genehmigung zur 


Herabſetzung des Aktienkapitals der Reinickendorf Liebenwalde-Groß Schönebecker Eiſenbahn⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft und zur Verlegung des Geſchäftsjahrs auf das Kalenderjahr durch das Amtsblatt der 
Regierung in Potsdam Nr. 2 S. 5, ausgegeben am 9. Januar 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. November 1925 über die Genehmigung des 


XXVII. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der Landſchaft der Provinz Sachſen durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Merſeburg Nr. 48 S. 213, ausgegeben am 28. November 1925; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. November 1925 über die Genehmigung 


des ſiebenten Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891 (Ausgabe 
von 1924) durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 1 S. 2, ausgegeben am 
2. Januar 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. November 1925 über die Genehmigung des 


XII. Nachtrags zum Statut der Landſchaftlichen Bank der Provinz Sachſen durch das Amtsblatt 
der Regierung in Merſeburg Nr. 51 S. 223, ausgegeben am 19. Dezember 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. November 1925 über die Genehmigung einer 


Anderung der Landſchaftsſatzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der 
Regierung in Schleswig Nr. 50 S. 424, ausgegeben am 12. Dezember 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 28. November 1925 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die »Grube Nichard« Schmidt u. Comp., G. m. b. H. in Sandersdorf, Kreis 
Bitterfeld, für die Erweiterung des Tagebaubetriebs der Grube Richard durch das Amtsblatt der ä 
Regierung in Merſeburg Nr. 2 S. 5, ausgegeben am 9. Januar 1926; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 4. Dezember 1925 über die Genehmigung einer 


Anderung der Satzung des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz Schleswig⸗Holſtein durch 
das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 52 S. 441, ausgegeben am 24. Dezember 1923 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Dezember 1925 über die Genehmigung einer 


Anderung des Statuts der Landſchaftlichen Bank der Provinz Pommern durch die Sonderbeilage 
zum Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 52, ausgegeben am 26. Dezember 1925. f 
| 


1 


Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten. 
Ältere Jahrgänge und Einzelnummern können nur unmittelbar vom Geſetzſammlungsamte bezogen werden. 


